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COVID-19-Notmaßnahmenverordnung
Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der besondere
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung einer Notsituation auf Grund von COVID-19 getroffen werden
(COVID-19-Notmaßnahmenverordnung – COVID-19-NotMV)
StF: BGBl. II Nr. 479/2020 idF BGBl. II Nr. 479/2020 (COVID-19-NotMV)
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Ausgangsregelung

§ 1. (1) Zur Verhinderung der Verbreitung von CO-
VID-19 und zur Verhinderung eines Zusammenbruchs
der medizinischen Versorgung ist das Verlassen des ei-
genen privaten Wohnbereichs und der Aufenthalt au-
ßerhalb des eigenen privaten Wohnbereichs nur zu fol-
genden Zwecken zulässig:

1. Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für
Leib, Leben und Eigentum,

2. Betreuung von und Hilfeleistung für unterstüt-
zungsbedürftige Personen sowie Ausübung familiärer
Rechte und Erfüllung familiärer Pflichten,

3. Deckung der notwendigen Grundbedürfnisse des
täglichen Lebens, wie insbesondere

a) der Kontakt mit

aa) dem nicht im gemeinsamen Haushalt leben-
den Lebenspartner,

bb) einzelnen engsten Angehörigen,

cc) einzelnen wichtigen Bezugspersonen, mit
denen in der Regel mehrmals wöchentlich Kontakt ge-
pflegt wird,

b) die Versorgung mit Grundgütern des täglichen
Lebens,

c) die Inanspruchnahme von Gesundheitsdienst-
leistungen,

d) die Deckung eines Wohnbedürfnisses,

e) die Befriedigung religiöser Grundbedürfnisse,
wie Friedhofsbesuche und individuelle Besuche von
Orten der Religionsausübung, sowie

f) die Versorgung von Tieren,

4. berufliche Zwecke und Ausbildungszwecke, so-
fern dies erforderlich ist,

5. Aufenthalt im Freien zur körperlichen und psy-
chischen Erholung,

6. zur Wahrnehmung von unaufschiebbaren be-
hördlichen oder gerichtlichen Wegen,

7. zur Teilnahme an gesetzlich vorgesehenen Wah-
len und zum Gebrauch von gesetzlich vorgesehenen
Instrumenten der direkten Demokratie,

8. zum Zweck des zulässigen Betretens von Kun-
denbereichen von Betriebsstätten gemäß den §§ 5, 7
und 8 sowie bestimmten Orten gemäß den §§ 9, 10
und 11, und

9. zur Teilnahme an Veranstaltungen gemäß den
§§ 12 und 13.

(2) Zum eigenen privaten Wohnbereich zählen auch
Wohneinheiten in Beherbergungsbetrieben sowie in
Alten-, Pflege- und Behindertenheimen.

Fassung ab 27.11.2020
(§ 1 entfällt)

Öffentliche Orte

§ 2. (1) Beim Betreten öffentlicher Orte im Freien ist
gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haus-

1. COVID-19-NotMV | § 1 - § 2
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halt leben, ein Abstand von mindestens einem Meter
einzuhalten.

(2) Beim Betreten öffentlicher Orte in geschlosse-
nen Räumen ist gegenüber Personen, die nicht im ge-
meinsamen Haushalt leben, ein Abstand von mindes-
tens einem Meter einzuhalten und eine den Mund- und
Nasenbereich abdeckende und eng anliegende mecha-
nische Schutzvorrichtung zu tragen.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 2 entfällt)

Massenbeförderungsmittel
§ 3. In Massenbeförderungsmitteln und den dazu-

gehörigen U-Bahn-Stationen, Bahnsteigen, Haltestel-
len, Bahnhöfen und Flughäfen zuzüglich deren Ver-
bindungsbauwerke ist gegenüber Personen, die nicht
im gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von
mindestens einem Meter einzuhalten und eine den
Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng anlie-
gende mechanische Schutzvorrichtung zu tragen. Ist
auf Grund der Anzahl der Fahrgäste sowie beim Ein-
und Aussteigen die Einhaltung des Abstands von min-
destens einem Meter nicht möglich, kann davon aus-
nahmsweise abgewichen werden.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 3 entfällt)

Fahrgemeinschaften, Gelegenheitsverkehr, Seil-
und Zahnradbahnen

§ 4. (1) Die gemeinsame Benützung von Kraftfahr-
zeugen durch Personen, die nicht im gemeinsamen
Haushalt leben, ist nur zulässig, wenn in jeder Sitzrei-
he einschließlich dem Lenker nur zwei Personen be-
fördert werden. Gleiches gilt auch für Taxis und ta-
xiähnliche Betriebe sowie an Bord von Luftfahrzeu-
gen, welche nicht als Massenbeförderungsmittel gel-
ten. Zusätzlich ist eine den Mund- und Nasenbereich
abdeckende und eng anliegende mechanische Schutz-
vorrichtung zu tragen.

(2) Bei der Beförderung von Menschen mit Behin-
derungen und von Kindergartenkindern kann für Ta-
xis, taxiähnliche Betriebe und Schülertransporte im
Sinne der §§ 30a ff des Familienlastenausgleichsge-
setzes 1967, BGBl. Nr. 376/1967, von Abs. 1 Satz 1
abgewichen werden, wenn dies auf Grund der Anzahl
der Fahrgäste erforderlich ist.

(3) Die Benützung von Seil- und Zahnradbahnen ist
nur zu den in § 1 Abs. 1 Z 1 bis 4 und 6 bis 9 ge-
nannten Zwecken oder zum Zweck der Ausübung von
Sport durch Sportler gemäß § 9 Abs. 2 zulässig. § 3 ist
sinngemäß anzuwenden.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 4 entfällt)

Kundenbereiche

§ 5. (1) Das Betreten und Befahren des Kundenbe-
reichs von

1. Betriebsstätten des Handels zum Zweck des Er-
werbs von Waren,

2. Dienstleistungsunternehmen zur Inanspruchnah-
me von körpernahen Dienstleistungen oder

3. Freizeiteinrichtungen zur Inanspruchnahme von
Dienstleistungen der Freizeiteinrichtungen

ist untersagt. Z 1 gilt nicht zum Zweck zumindest
zweiseitig unternehmensbezogener Geschäfte.

(2) Als körpernahe Dienstleistung gemäß Abs. 1 Z 2
gelten insbesondere Dienstleistungen der Friseure und
Perückenmacher (Stylisten), Kosmetiker (Schönheits-
pfleger), hierbei insbesondere das Piercen und Täto-
wieren, sowie der Masseure und Fußpfleger.

(3) Als Freizeiteinrichtungen gemäß Abs. 1 Z 3 gel-
ten Betriebe und Einrichtungen, die der Unterhaltung,
der Belustigung oder der Erholung dienen, wie insbe-
sondere

1. Schaustellerbetriebe, Freizeit- und Vergnü-
gungsparks,

2. Bäder und Einrichtungen gemäß § 1 Abs. 1 Z 1
bis 7 des Bäderhygienegesetzes (BHygG), BGBl.
Nr. 254/1976; in Bezug auf Bäder gemäß § 1 Abs. 1
Z 6 BHygG (Bäder an Oberflächengewässern) gilt das
Verbot gemäß Abs. 1 nicht, wenn in diesen Bädern ein
Badebetrieb nicht stattfindet,

3. Tanzschulen,

4. Wettbüros, Automatenbetriebe, Spielhallen und
Casinos,

5. Schaubergwerke,

6. Einrichtungen zur Ausübung der Prostitution,

7. Theater, Konzertsäle und -arenen, Kinos, Varie-
tees und Kabaretts,

8. Indoorspielplätze,

9. Paintballanlagen,

10. Museen,

11. Museumsbahnen,

12. Archive, Bibliotheken und Büchereien,

13. Tierparks und Zoos.

(4) Abs. 1 gilt nicht für

1. öffentliche Apotheken,

2. Lebensmittelhandel (einschließlich Verkaufs-
stellen von Lebensmittelproduzenten) und bäuerliche
Direktvermarkter,

3. Drogerien und Drogeriemärkte,

4. Verkauf von Medizinprodukten und Sanitärarti-
keln, Heilbehelfen und Hilfsmitteln,

§ 3 - § 5 | 1. COVID-19-NotMV
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5. Gesundheits- und Pflegedienstleistungen,

6. Dienstleistungen für Menschen mit Behinderun-
gen, die von den Ländern im Rahmen der Behinder-
tenhilfe-, Sozialhilfe-, Teilhabe- bzw. Chancengleich-
heitsgesetze erbracht werden,

7. veterinärmedizinische Dienstleistungen,

8. Verkauf von Tierfutter,

9. Verkauf und Wartung von Sicherheits- und Not-
fallprodukten,

10. Agrarhandel einschließlich Tierversteigerun-
gen sowie der Gartenbaubetrieb und der Landespro-
duktenhandel mit Saatgut, Futter und Düngemittel,

11. Tankstellen und Stromtankstellen sowie
Waschanlagen,

12. Postdiensteanbieter einschließlich deren Post-
partner, soweit diese Postpartner unter die Ausnahmen
des § 5 Abs. 4 fallen sowie Postgeschäftsstellen iSd
§ 3 Z 7 PMG, welche von einer Gemeinde betrieben
werden oder in Gemeinden liegen, in denen die Ver-
sorgung durch keine andere unter § 5 Abs. 4 fallende
Postgeschäftsstelle erfolgen kann, jedoch ausschließ-
lich für die Erbringung von Postdienstleistungen und
die unter § 5 Abs. 4 erlaubten Tätigkeiten, und Anbie-
ter von Telekommunikation,

13. Tabakfachgeschäfte und Zeitungskioske und

14. KFZ- und Fahrradwerkstätten.

(5) Das Betreten des Kundenbereichs von Betriebs-
stätten ist unter folgenden Voraussetzungen und Auf-
lagen zulässig:

1. Der Kundenbereich der Betriebsstätten gemäß
Abs. 4 Z 2 bis 4, 8 bis 10 und 12 bis 14 darf nur in
der Zeit zwischen 06.00 und 19.00 Uhr betreten wer-
den. Dies gilt nicht für die Warenabgabe aus Automa-
ten. Restriktivere Öffnungszeitenregeln aufgrund an-
derer Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

2. Es dürfen nur Waren angeboten werden, die dem
typischen Warensortiment der in Abs. 4 genannten
Betriebsstätten des Handels entsprechen.

3. Gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen
Haushalt leben, ist ein Abstand von mindestens einem
Meter einzuhalten.

4. Kunden haben eine den Mund- und Nasenbe-
reich abdeckende und eng anliegende mechanische
Schutzvorrichtung zu tragen.

5. Der Betreiber hat sicherzustellen, dass er und
seine Mitarbeiter bei Kundenkontakt eine den Mund-
und Nasenbereich abdeckende und eng anliegende
mechanische Schutzvorrichtung tragen, sofern zwi-
schen den Personen keine sonstige geeignete Schutz-
vorrichtung zur räumlichen Trennung vorhanden ist,
die das gleiche Schutzniveau gewährleistet.

6. Der Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen
sicherzustellen, dass sich maximal so viele Kunden
gleichzeitig im Kundenbereich aufhalten, dass pro

Kunde 10 m2 zur Verfügung stehen; ist der Kunden-
bereich kleiner als 10 m2, so darf jeweils nur ein Kun-
de den Kundenbereich der Betriebsstätte betreten. Bei
Betriebsstätten ohne Personal ist auf geeignete Weise
auf diese Voraussetzung hinzuweisen.

7. Für baulich verbundene Betriebsstätten (z. B.
Einkaufszentren, Markthallen) gilt Z 6 mit der Maßga-
be, dass die Flächen der Kundenbereiche der Betriebs-
stätten und des Verbindungsbauwerks zusammenzu-
zählen sind und dass sich sowohl auf der so ermittelten
Fläche als auch im Kundenbereich der jeweiligen Be-
triebsstätten maximal so viele Kunden gleichzeitig
aufhalten dürfen, dass pro Kunde 10 m² der so ermit-
telten Fläche bzw. des Kundenbereichs der Betriebs-
stätte zur Verfügung stehen.

(6) Kann auf Grund der Eigenart der Dienstleistung

1. der Mindestabstand von einem Meter zwischen
Kunden und Dienstleister und/oder

2. vom Kunden das Tragen einer den Mund- und
Nasenbereich abdeckenden und eng anliegenden me-
chanischen Schutzvorrichtung nicht eingehalten wer-
den,

ist diese nur zulässig, wenn durch sonstige geeignete
Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko minimiert
werden kann.

(7) Alle zulässigen Dienstleistungen sind tunlichst
im elektronischen Wege anzubieten.

(8) Abs. 5 Z 1 bis 5 gilt sinngemäß für

1. Märkte im Freien und

2. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte
bei Parteienverkehr.

(9) Abs. 5 Z 3 bis 5 gilt sinngemäß für geschlossene
Räume von Einrichtungen zur Religionsausübung.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 5 entfällt)

Arbeitsorte und Orte der beruflichen Tätigkeit

§ 6. (1) Beim Betreten von Arbeitsorten ist darauf
zu achten, dass die berufliche Tätigkeit vorzugsweise
außerhalb der Arbeitsstätte erfolgen soll, sofern dies
möglich ist und Arbeitgeber und Arbeitnehmer über
die Arbeitsverrichtung außerhalb der Arbeitsstätte ein
Einvernehmen finden.

(2) Am Ort der beruflichen Tätigkeit ist zwischen
den Personen ein Abstand von mindestens einem Me-
ter einzuhalten, sofern nicht durch geeignete Schutz-
maßnahmen das Infektionsrisiko minimiert werden
kann.

(3) Kann der Abstand von mindestens einem Meter
zwischen den Personen nicht eingehalten werden, ist
eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende und
eng anliegende mechanische Schutzvorrichtung zu
tragen oder durch sonstige geeignete Schutzmaßnah-
men das Infektionsrisiko zu minimieren, etwa durch

1. COVID-19-NotMV | § 6
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technische oder organisatorische Schutzmaßnahmen,
wie das Bilden von festen Teams oder die Anbringung
von Trennwänden oder Plexiglaswänden. Darüber
hinaus können zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer strengere Vereinbarungen zum Tragen einer den
Mund- und Nasenbereich abdeckenden und eng an-
liegenden mechanischen Schutzvorrichtung getroffen
werden.

(4) Die Abs. 2 und 3 sind sinngemäß auf Fahrzeuge
des Arbeitgebers anzuwenden, wenn diese zu berufli-
chen Zwecken verwendet werden.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 6 entfällt)

Gastgewerbe

§ 7. (1) Das Betreten und Befahren von Betriebs-
stätten sämtlicher Betriebsarten der Gastgewerbe zum
Zweck des Erwerbs von Waren oder der Inanspruch-
nahme von Dienstleistungen des Gastgewerbes ist un-
tersagt.

(2) Abs. 1 gilt nicht für Gastgewerbebetriebe, die in-
nerhalb folgender Einrichtungen betrieben werden:

1. Krankenanstalten und Kuranstalten,

2. Alten-, Pflege- und Behindertenheimen,

3. Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung
von Kindern und Jugendlichen einschließlich Schulen
und Kindergärten,

4. Betrieben,

wenn diese ausschließlich durch die dort betreuten,
untergebrachten oder nicht zum bloßen Besuch auf-
hältigen Personen oder durch Betriebsangehörige ge-
nutzt werden.

(3) Abs. 1 gilt nicht für Beherbergungsbetriebe,
wenn in der Betriebsstätte Speisen und Getränke aus-
schließlich an Beherbergungsgäste verabreicht bzw.
ausgeschenkt werden. Die Verabreichung und Konsu-
mation hat tunlichst in der Wohneinheit zu erfolgen.

(4) Abs. 1 gilt nicht für öffentliche Verkehrsmittel,
wenn dort Speisen und Getränke ausschließlich an Be-
nutzer des öffentlichen Verkehrsmittels verabreicht
bzw. ausgeschenkt werden.

(5) Hinsichtlich der Ausnahmen gemäß Abs. 2 bis 4
gilt:

1. Gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen
Haushalt leben, ist ein Abstand von mindestens einem
Meter einzuhalten und – ausgenommen während des
Verweilens am Verabreichungsplatz – eine den Mund-
und Nasenbereich abdeckende und eng anliegende
mechanische Schutzvorrichtung zu tragen.

2. Der Betreiber hat sicherzustellen, dass die Kon-
sumation von Speisen und Getränken nicht in unmit-
telbarer Nähe der Ausgabestelle erfolgt.

3. Speisen und Getränke dürfen in der Betriebs-
stätte nur im Sitzen an Verabreichungsplätzen konsu-

miert werden. Der Betreiber hat die Verabreichungs-
plätze so einzurichten, dass zwischen den Personen-
gruppen ein Abstand von mindestens einem Meter be-
steht. Dies gilt nicht, wenn durch geeignete Schutz-
maßnahmen zur räumlichen Trennung das Infektions-
risiko minimiert werden kann.

4. Der Betreiber und seine Mitarbeiter haben bei
Kundenkontakt eine den Mund- und Nasenbereich ab-
deckende und eng anliegende mechanische Schutzvor-
richtung zu tragen, sofern zwischen den Personen kei-
ne sonstige geeignete Schutzvorrichtung zur räumli-
chen Trennung vorhanden ist, die das gleiche Schutz-
niveau gewährleistet.

5. Selbstbedienung ist zulässig, sofern durch be-
sondere hygienische Vorkehrungen das Infektionsrisi-
ko minimiert werden kann.

(6) Hinsichtlich der Ausnahmen gemäß Abs. 2 bis
4 darf der Betreiber das Betreten und das Befahren
der Betriebsstätte nur im Zeitraum zwischen 06.00
und 19.00 Uhr zulassen. In Betrieben ist das Betreten
durch Betriebsangehörige im Schichtbetrieb durchge-
hend zulässig. Restriktivere Sperrstunden und Auf-
sperrstunden aufgrund anderer Rechtsvorschriften
bleiben unberührt.

(7) Abweichend von Abs. 1 ist die Abholung von
Speisen und Getränken zwischen 06.00 und 19.00 Uhr
zulässig. Die Speisen und Getränke dürfen nicht im
Umkreis von 50 Metern um die Betriebsstätte konsu-
miert werden. Bei der Abholung ist gegenüber Per-
sonen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein
Abstand von mindestens einem Meter einzuhalten so-
wie eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende
und eng anliegende mechanische Schutzvorrichtung
zu tragen.

(8) Abs. 1 gilt nicht für Lieferservices.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 7 entfällt)

Beherbergungsbetriebe

§ 8. (1) Das Betreten von Beherbergungsbetrieben
zum Zweck der Inanspruchnahme von Dienstleistun-
gen von Beherbergungsbetrieben ist untersagt.

(2) Beherbergungsbetriebe sind Unterkunftsstätten,
die unter der Leitung oder Aufsicht des Unterkunftge-
bers oder eines von diesem Beauftragten stehen und
zur entgeltlichen oder unentgeltlichen Unterbringung
von Gästen zum vorübergehenden Aufenthalt be-
stimmt sind. Beaufsichtigte Camping- oder Wohnwa-
genplätze, sofern es sich dabei nicht um Dauerstell-
plätze handelt, sowie Schutzhütten gelten als Beher-
bergungsbetriebe.

(3) Abs. 1 gilt nicht für das Betreten eines Beherber-
gungsbetriebs

1. durch Personen, die sich zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Bestimmung bereits in Beherber-

§ 7 - § 8 | 1. COVID-19-NotMV
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gung befinden, für die im Vorfeld mit dem Unterkunft-
geber vereinbarte Dauer der Beherbergung,

2. zum Zweck der Betreuung von und Hilfeleistung
für unterstützungsbedürftige Personen,

3. aus unaufschiebbaren beruflichen Gründen,

4. zu Ausbildungszwecken gesetzlich anerkannter
Einrichtungen,

5. zur Stillung eines dringenden Wohnbedürfnis-
ses,

6. durch Kurgäste und Begleitpersonen in einer
Kuranstalt, die gemäß § 42a des Krankenanstalten-
und Kuranstaltengesetzes (KAKuG), BGBl. Nr. 1/
1957, als Beherbergungsbetrieb mit angeschlossenem
Ambulatorium gemäß § 2 Abs. 1 Z 5 KAKuG organi-
siert ist,

7. durch Patienten und Begleitpersonen in einer
Einrichtung zur Rehabilitation, die als Beherbergungs-
betrieb mit angeschlossenem Ambulatorium gemäß
§ 2 Abs. 1 Z 5 KAKuG organisiert ist,

8. durch Schüler zum Zweck des Schulbesuchs und
Studenten zu Studienzwecken (Internate, Lehrlings-
wohnheime und Studentenheime).

(4) Der Gast hat in allgemein zugänglichen Berei-
chen gegenüber anderen Personen, die nicht im ge-
meinsamen Haushalt leben oder nicht zur Gästegruppe
in der gemeinsamen Wohneinheit gehören, einen Ab-
stand von mindestens einem Meter einzuhalten. Dies
gilt nicht, wenn durch geeignete Schutzmaßnahmen
zur räumlichen Trennung das Infektionsrisiko mini-
miert werden kann.

(5) Beim Betreten allgemein zugänglicher Bereiche
in geschlossenen Räumen ist eine den Mund- und Na-
senbereich abdeckende und eng anliegende mechani-
sche Schutzvorrichtung zu tragen. Der Betreiber und
seine Mitarbeiter haben bei Kundenkontakt eine den
Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng anlie-
gende mechanische Schutzvorrichtung zu tragen, so-
fern zwischen den Personen keine sonstige geeignete
Schutzvorrichtung zur räumlichen Trennung vorhan-
den ist, die das gleiche Schutzniveau gewährleistet.

(6) Die Nächtigung in einem Schlaflager oder in Ge-
meinschaftsschlafräumen ist nur zulässig, wenn ge-
genüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haus-
halt leben, ein Abstand von mindestens 1,5 Meter ein-
gehalten wird oder durch geeignete Schutzmaßnah-
men zur räumlichen Trennung das Infektionsrisiko mi-
nimiert werden kann.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 8 entfällt)

Sportstätten

§ 9. (1) Das Betreten von Sportstätten gemäß § 3
Z 11 des Bundes-Sportförderungsgesetzes 2017
(BSFG 2017), BGBl. I Nr. 100/2017, zum Zweck der
Ausübung von Sport ist untersagt.

(2) Ausgenommen vom Verbot des Abs. 1 sind Be-
tretungen von Sportstätten durch Spitzensportler ge-
mäß § 3 Z 6 BSFG 2017, auch aus dem Bereich des
Behindertensportes, oder Sportler, die ihre sportliche
Tätigkeit beruflich ausüben und daraus Einkünfte er-
zielen oder bereits an internationalen Wettkämpfen ge-
mäß § 3 Z 5 BSFG 2017 teilgenommen haben, deren
Betreuer und Trainer sowie Vertreter der Medien. Die
Sportler haben zu Betreuern und Trainern sowie Ver-
tretern der Medien einen Abstand von mindestens ei-
nem Meter einzuhalten; für Betreuer, Trainer und Ver-
treter der Medien gilt § 6 sinngemäß.

(3) Bei der Ausübung von Mannschaftssport oder
Sportarten, bei deren sportartspezifischer Ausübung
es zu Körperkontakt kommt, durch Sportler gemäß
Abs. 2 ist vom verantwortlichen Arzt ein dem Stand
der Wissenschaft entsprechendes COVID-19-Präven-
tionskonzept zur Minimierung des Infektionsrisikos
auszuarbeiten und dessen Einhaltung laufend zu kon-
trollieren. Vor erstmaliger Aufnahme des Trainings-
und Wettkampfbetriebes ist durch einen molekularbio-
logischen Test oder einem Antigen-Test nachzuwei-
sen, dass die Sportler SARS-CoV-2 negativ sind. Im
Fall eines positiven Testergebnisses ist das Betreten
von Sportstätten abweichend davon dennoch zulässig,
wenn

1. jedenfalls mindestens 48 Stunden Symptomfrei-
heit vorliegen und

2. auf Grund der medizinischen Laborbefunde, ins-
besondere aufgrund des CT-Werts >30, davon ausge-
gangen werden kann, dass keine Ansteckungsgefahr
mehr besteht.

Bei Bekanntwerden einer SARS-CoV-2-Infektion bei
einem Sportler, Betreuer oder Trainer sind in den fol-
genden zehn Tagen nach Bekanntwerden der Infektion
vor jedem Wettkampf alle Sportler, alle Betreuer und
Trainer einer molekularbiologischen Testung oder ei-
nem Antigen-Test auf das Vorliegen von SARS-CoV-2
zu unterziehen.

(4) Das COVID-19-Präventionskonzept gemäß
Abs. 3 hat zumindest Folgendes zu beinhalten:

1. Schulung von Sportlern und Betreuern in Hy-
giene, Verpflichtung zum Führen von Aufzeichnungen
zum Gesundheitszustand,

2. Verhaltensregeln von Sportlern, Betreuern und
Trainern außerhalb der Trainings- und Wettkampfzei-
ten,

3. Gesundheitschecks vor jeder Trainingseinheit
und jedem Wettkampf,

4. Vorgaben für Trainings- und Wettkampfinfra-
struktur,

5. Hygiene- und Reinigungsplan für Infrastruktur
und Material,

6. Nachvollziehbarkeit von Kontakten im Rahmen
von Trainingseinheiten und Wettkämpfen,
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7. Regelungen zum Verhalten beim Auftreten von
COVID-19-Symptomen,

8. bei Auswärtswettkämpfen Information der dort
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, dass ein Er-
krankungsfall an COVID-19 bei einem Sportler, Be-
treuer oder Trainer aufgetreten ist.

(5) Flugfelder gemäß dem Luftfahrtgesetz, BGBl.
Nr. 253/1957, sind Sportstätten gemäß Abs. 1 gleich-
gestellt.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 9 entfällt)

Alten-, Pflege- und Behindertenheime

§ 10. (1) Das Betreten von Alten-, Pflege- und Be-
hindertenheimen ist untersagt.

(2) Abs. 1 gilt nicht für

1. Bewohner,

2. Personen, die zur Versorgung der Bewohner
oder zum Betrieb der Einrichtung erforderlich sind,
einschließlich des Personals des Hilfs- und Verwal-
tungsbereichs,

3. Besuche im Rahmen der Palliativ- und Hospiz-
begleitung, Seelsorge sowie zur Begleitung bei kriti-
schen Lebensereignissen,

4. höchstens zwei Personen zum Besuch von unter-
stützungsbedürftigen Bewohnern,

5. höchstens zwei Personen zur Begleitung minder-
jähriger Bewohner von Behindertenheimen,

6. Bewohnervertreter gemäß Heimaufenthaltsge-
setz (HeimAufG), BGBl. I Nr. 11/2004, sowie einge-
richtete Kommissionen zum Schutz und zur Förde-
rung der Menschenrechte (Fakultativprotokoll zum
Übereinkommen gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe, BGBl. III Nr. 190/2012),

7. einen Besucher pro Bewohner pro Woche.

(3) Beim Betreten von Alten-, Pflege- und Behinder-
tenheimen gilt für Bewohner an allgemein zugängli-
chen und nicht zum Wohnbereich gehörigen Orten so-
wie für Besucher, Begleitpersonen und Mitarbeiter § 2
Abs. 1 und 2 sinngemäß.

(4) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen darf
Mitarbeiter nur einlassen, wenn diese durchgehend ei-
ne den Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng
anliegende mechanische Schutzvorrichtung tragen.
Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen darf Mit-
arbeiter ferner nur einlassen, wenn für diese einmal
pro Woche ein Antigen-Test auf SARS-CoV-2 oder
ein molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2
durchgeführt wird und dessen Ergebnis negativ ist. Im
Fall eines positiven Testergebnisses kann das Einlas-
sen abweichend davon dennoch erfolgen, wenn

1. jedenfalls mindestens 48 Stunden Symptomfrei-
heit vorliegen und

2. auf Grund der medizinischen Laborbefunde, ins-
besondere aufgrund des CT-Werts >30, davon ausge-
gangen werden kann, dass keine Ansteckungsgefahr
mehr besteht.

Stehen Tests nicht in ausreichender Zahl zur Verfü-
gung, sind vorrangig Mitarbeiter mit Bewohnerkon-
takt zu testen.

(5) Stehen Tests nach Abs. 4 nicht in ausreichender
Zahl zur Verfügung, darf der Betreiber Mitarbeiter nur
einlassen, wenn die Mitarbeiter bei Kontakt mit Be-
wohnern durchgehend eine Corona SARS-CoV-2 Pan-
demie Atemschutzmaske (CPA) oder äquivalente bzw.
höherem Standard entsprechende Maske tragen.

(6) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen darf
Bewohner zur Neuaufnahme nur einlassen, wenn die-
se ein negatives Ergebnis eines Antigen-Tests auf
SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 24
Stunden zurückliegen darf, oder eines molekularbio-
logischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme
nicht mehr als 48 Stunden zurückliegen darf, vorwei-
sen oder entsprechende Vorkehrungen gemäß Abs. 10
Z 9 und 10 getroffen werden.

(7) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen darf
Besucher und Begleitpersonen nur einlassen, wenn
diese ein negatives Ergebnis eines Antigen-Tests auf
SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 24
Stunden zurückliegen darf, oder eines molekularbio-
logischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme
nicht mehr als 48 Stunden zurückliegen darf, vorwei-
sen. Wenn ein derartiges Testergebnis nicht vorgewie-
sen werden kann, darf der Betreiber Besucher und
Begleitpersonen nur einlassen, wenn diese während
des Besuchs bzw. Aufenthalts durchgehend eine Coro-
na SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutzmaske (CPA)
oder äquivalente bzw. höherem Standard entsprechen-
de Maske tragen, sofern zwischen Bewohner und Be-
sucher bzw. Begleitpersonen keine sonstige geeignete
Schutzvorrichtung zur räumlichen Trennung vorhan-
den ist, die das gleiche Schutzniveau gewährleistet.
Stehen diese Masken nicht in ausreichender Zahl zur
Verfügung, darf der Betreiber abweichend davon Be-
sucher und Begleitpersonen nur einlassen, wenn die
Besucher bzw. Begleitpersonen während des Besuchs
bzw. Aufenthalts durchgehend eine den Mund- und
Nasenbereich abdeckende und eng anliegende mecha-
nische Schutzvorrichtung tragen, sofern zwischen Be-
wohner und Besucher bzw. Begleitpersonen keine
sonstige geeignete Schutzvorrichtung zur räumlichen
Trennung vorhanden ist, die das gleiche Schutzniveau
gewährleistet. Diese Anforderungen gelten auch für
das Einlassen von nicht-medizinischen externen
Dienstleistern und für das Einlassen von Bewohner-
vertretern nach dem HeimAufG und Mitglieder von
eingerichteten Kommissionen zum Schutz und zur
Förderung der Menschenrechte (Fakultativprotokoll
zum Übereinkommen gegen Folter und andere grau-
same, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
oder Strafe, BGBl. III Nr. 190/2012).

(8) Für Seelsorger gilt Abs. 4 sinngemäß.

§ 10 | 1. COVID-19-NotMV

- 11 -

COVID-
19-Not
MV



!

(9) Die in Alten-, Pflege- und Behindertenheimen
vorgesehenen Maßnahmen dürfen nicht unverhältnis-
mäßig sein oder zu unzumutbaren Härtefällen führen.

(10) Der Betreiber von Alten-, Pflege- und Behin-
dertenheimen hat basierend auf einer Risikoanalyse
ein dem Stand der Wissenschaft entsprechendes CO-
VID-19-Präventionskonzept zur Minimierung des In-
fektionsrisikos auszuarbeiten und umzusetzen. Das
COVID-19-Präventionskonzept hat insbesondere zu
enthalten:

1. spezifische Hygienevorgaben,

2. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer
SARS-CoV-2-Infektion,

3. Regelungen betreffend die Verabreichung von
Speisen und Getränken,

4. Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiter in Bezug
auf Hygienemaßnahmen sowie in Bezug auf berufli-
ches und privates Risikoverhalten, verpflichtende Do-
kumentation der Schulung,

5. Vorgaben für Betretungen durch externe Dienst-
leister, wobei der Betreiber nicht-medizinische exter-
ne Dienstleister nur dann in die Einrichtung einlassen
darf, wenn diese zur Aufrechterhaltung des Betriebs
unbedingt erforderlich sind,

6. spezifische Regelungen für Bewohner, denen ge-
mäß § 15 Abs. 6 die Einhaltung der Vorgaben nicht
zugemutet werden kann,

7. Regelungen zur Steuerung der Besuche, insbe-
sondere Vorgaben zu Dauer der Besuche sowie Be-
suchsorten, verpflichtende Voranmeldung sowie Ge-
sundheitschecks vor jedem Betreten der Einrichtung.
Für Angehörige und Personen, die regelmäßige Un-
terstützungs- und Betreuungsaufgaben leisten, können
von Abs. 7 abweichende, spezifische sowie situations-
angepasste Vorgaben getroffen werden,

8. Vorgaben für die Abwicklung von Screeningpro-
grammen nach § 5a des Epidemiegesetzes 1950
(EpiG), BGBl. Nr. 186/1950,

9. Regelungen über die Aufnahme und Wiederauf-
nahme von Bewohnern, die positiv auf SARS-CoV-2
getestet wurden,

10. Regelungen über organisatorische, räumliche
und personelle Vorkehrungen zur Durchführung von
Quarantänemaßnahmen für Bewohner.

Das COVID-19-Präventionskonzept kann auch ein da-
tenschutzkonformes System zur Nachvollziehbarkeit
von Kontakten, wie beispielsweise ein System zur Er-
fassung von Anwesenheiten auf freiwilliger Basis der
Besucher bzw. Begleitpersonen, beinhalten.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 10 entfällt)

Krankenanstalten und Kuranstalten und sonstige
Orte, an denen Gesundheitsdienstleistungen er-

bracht werden

§ 11. (1) Das Betreten von Krankenanstalten und
Kuranstalten ist untersagt.

(2) Abs. 1 gilt nicht für

1. Patienten,

2. Personen, die zur Versorgung der Patienten oder
zum Betrieb der Einrichtung erforderlich sind, ein-
schließlich des Personals des Hilfs- und Verwaltungs-
bereichs,

3. höchstens zwei Personen zur Begleitung oder
zum Besuch minderjähriger Patienten,

4. höchstens zwei Personen zur Begleitung unter-
stützungsbedürftiger Patienten,

5. höchstens eine Person zur Begleitung bei Un-
tersuchungen während der Schwangerschaft sowie vor
und zu einer Entbindung und zum Besuch nach einer
Entbindung,

6. Besuche im Rahmen der Palliativ- und Hospiz-
begleitung, Seelsorge sowie zur Begleitung bei kriti-
schen Lebensereignissen,

7. Patientenanwälte nach dem Unterbringungsge-
setz (UbG), BGBl. Nr. 155/1990, sowie eingerichtete
Kommissionen zum Schutz und zur Förderung der
Menschenrechte,

8. einen Besucher pro Patient pro Woche, sofern
der Patient in der Krankenanstalt oder Kuranstalt län-
ger als eine Woche aufgenommen ist.

(3) Beim Betreten von Krankenanstalten und Kur-
anstalten und sonstigen Orten, an denen Gesundheits-
dienstleistungen erbracht werden, gilt für Besucher
und Begleitpersonen § 5 Abs. 5 Z 1 und 3 bis 5 sinn-
gemäß und für Mitarbeiter bei Patienten- und Besu-
cherkontakt § 5 Abs. 5 Z 3 bis 5 sinngemäß. Darüber
hinaus hat der Betreiber bzw. Dienstleistungserbringer
unter Bedachtnahme auf die konkreten Verhältnisse
durch geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisi-
ko zu minimieren, soweit dies technisch möglich und
zumutbar ist.

(4) Der Betreiber einer bettenführenden Krankenan-
stalt und einer bettenführenden Kuranstalt darf Mitar-
beiter nur einlassen, wenn für diese einmal pro Woche
ein molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2 oder
ein Antigen-Test auf SARS-CoV-2 durchgeführt wird
und dessen Ergebnis negativ ist. Im Fall eines posi-
tiven Testergebnisses kann das Einlassen abweichend
davon dennoch erfolgen, wenn

1. jedenfalls mindestens 48 Stunden Symptomfrei-
heit vorliegen und

2. auf Grund der medizinischen Laborbefunde, ins-
besondere aufgrund des CT-Werts >30, davon ausge-
gangen werden kann, dass keine Ansteckungsgefahr
mehr besteht.
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Stehen Tests nicht in ausreichender Zahl zur Verfü-
gung, sind vorrangig Mitarbeiter mit Patientenkontakt
zu testen.

(5) Stehen Tests nach Abs. 4 nicht in ausreichender
Zahl zur Verfügung, darf der Betreiber einer betten-
führenden Krankenanstalt und einer bettenführenden
Kuranstalt Mitarbeiter nur einlassen, wenn die Mit-
arbeiter bei Kontakt mit Patienten durchgehend eine
Corona SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutzmaske
(CPA) oder äquivalente bzw. höherem Standard ent-
sprechende Maske tragen.

(6) Abs. 4 und 5 gilt sinngemäß für Patientenanwäl-
te nach UbG und Mitglieder von eingerichteten Kom-
missionen zum Schutz und zur Förderung der Men-
schenrechte (Fakultativprotokoll zum Übereinkom-
men gegen Folter und andere grausame, unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe,
BGBl. III Nr. 190/2012).

(7) Der Betreiber einer bettenführenden Kranken-
anstalt und bettenführenden Kuranstalt hat basierend
auf einer Risikoanalyse ein dem Stand der Wissen-
schaft entsprechendes COVID-19-Präventionskonzept
zur Minimierung des Infektionsrisikos auszuarbeiten
und umzusetzen. Das COVID-19-Präventionskonzept
hat insbesondere zu enthalten:

1. spezifische Hygienevorgaben,

2. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer
SARS-CoV-2-Infektion,

3. Regelungen betreffend die Verabreichung von
Speisen und Getränken,

4. Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiter in Bezug
auf Hygienemaßnahmen sowie in Bezug auf berufli-
ches und privates Risikoverhalten, verpflichtende Do-
kumentation der Schulung,

5. Vorgaben für Betretungen durch externe Dienst-
leister,

6. Regelungen zur Steuerung der Besuche, insbe-
sondere Vorgaben zu maximaler Anzahl, Häufigkeit
und Dauer der Besuche sowie Besuchsorten und Ge-
sundheitschecks vor jedem Betreten der Einrichtung.
Für Angehörige und Personen, die regelmäßige Unter-
stützungs- und Betreuungsaufgaben leisten, sind spe-
zifische situationsangepasste Vorgaben zu treffen,

7. Vorgaben zur Teilnahme an Screeningprogram-
men nach § 5a EpiG.

Das COVID-19-Präventionskonzept kann auch ein da-
tenschutzkonformes System zur Nachvollziehbarkeit
von Kontakten, wie beispielsweise ein System zur Er-
fassung von Anwesenheiten auf freiwilliger Basis der
Besucher bzw. Begleitpersonen, beinhalten.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 11 entfällt)

Veranstaltungen

§ 12. (1) Das Verlassen des eigenen privaten Wohn-
bereichs und der Aufenthalt außerhalb des eigenen
privaten Wohnbereichs zum Zweck der Teilnahme an
Veranstaltungen ist nur für folgende Veranstaltungen
zulässig:

1. unaufschiebbare berufliche Zusammenkünfte,
wenn diese zur Aufrechterhaltung der beruflichen Tä-
tigkeiten erforderlich sind und nicht in digitaler Form
abgehalten werden können,

2. Versammlungen nach dem Versammlungsge-
setz 1953, BGBl. Nr. 98/1953,

3. Veranstaltungen zur Religionsausübung,

4. unaufschiebbare Zusammenkünfte von Organen
politischer Parteien, sofern eine Abhaltung in digitaler
Form nicht möglich ist,

5. unaufschiebbare Zusammenkünfte von statuta-
risch notwendigen Organen juristischer Personen, so-
fern eine Abhaltung in digitaler Form nicht möglich
ist,

6. unaufschiebbare Zusammenkünfte gemäß dem
Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, sofern
eine Abhaltung in digitaler Form nicht möglich ist,

7. Begräbnisse mit höchstens 50 Personen,

8. Proben und künstlerische Darbietungen ohne
Publikum, die zu beruflichen Zwecken erfolgen,

9. Zusammenkünfte zu unbedingt erforderlichen
beruflichen Aus- und Fortbildungszwecken, zur Erfül-
lung von erforderlichen Integrationsmaßnahmen nach
dem Integrationsgesetz, BGBl. I Nr. 68/2017, und zu
beruflichen Abschlussprüfungen, sofern eine Abhal-
tung in digitaler Form nicht möglich ist.

(2) Beim Betreten von Orten zum Zweck der Teil-
nahme an Veranstaltungen gemäß Abs. 1 ist gegen-
über Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt le-
ben, ein Abstand von mindestens einem Meter einzu-
halten und eine den Mund- und Nasenbereich abde-
ckende und eng anliegende mechanische Schutzvor-
richtung zu tragen.

(3) Bei Proben und künstlerischen Darbietungen ge-
mäß Abs. 1 Z 8 gelten § 6 und § 9 Abs. 3 letzter Satz
sinngemäß. Basierend auf einer Risikoanalyse ist ein
dem Stand der Wissenschaft entsprechendes CO-
VID-19-Präventionskonzept zur Minimierung des In-
fektionsrisikos auszuarbeiten und umzusetzen. Zudem
ist ein COVID-19-Beauftragter zu bestellen. Das CO-
VID-19-Präventionskonzept hat insbesondere zu ent-
halten:

1. spezifische Hygienevorgaben,

2. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer
SARS-CoV-2-Infektion,

3. Regelungen betreffend die Nutzung sanitärer
Einrichtungen,
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4. Regelungen zur Steuerung des Teilnehmerauf-
kommens,

5. Vorgaben zur Schulung der Teilnehmer in Bezug
auf Hygienemaßnahmen.

Das COVID-19-Präventionskonzept kann auch ein da-
tenschutzkonformes System zur Nachvollziehbarkeit
von Kontakten, wie beispielsweise ein System zur Er-
fassung von Anwesenheiten auf freiwilliger Basis der
Teilnehmer von Proben oder künstlerischen Darbie-
tungen, beinhalten.

(4) Kann bei Zusammenkünften gemäß Abs. 1 Z 9
auf Grund der Eigenart der Aus- oder Fortbildung oder
der Integrationsmaßnahme

1. der Mindestabstand von einem Meter zwischen
Personen und/oder

2. von Personen das Tragen einer den Mund- und
Nasenbereich abdeckenden und eng anliegenden me-
chanischen Schutzvorrichtung nicht eingehalten wer-
den,

ist durch sonstige geeignete Schutzmaßnahmen das
Infektionsrisiko zu minimieren.

Fassung ab 27.11.2020
(§ 12 entfällt)

Sportveranstaltungen im Spitzensport

§ 13. (1) Veranstaltungen, bei denen ausschließlich
Spitzensportler gemäß § 3 Z 6 BSFG 2017 Sport aus-
üben, sind in geschlossenen Räumen mit bis zu 100
und im Freiluftbereich mit bis zu 200 Sportlern zuzüg-
lich der Trainer, Betreuer und sonstigen Personen, die
für die Durchführung der Veranstaltung erforderlich
sind, zulässig. Der Veranstalter hat für diese Perso-
nen basierend auf einer Risikoanalyse ein dem Stand
der Wissenschaft entsprechendes COVID-19-Präven-
tionskonzept zur Minimierung des Infektionsrisikos
auszuarbeiten und umzusetzen.

(2) Das COVID-19-Präventionskonzept gemäß
Abs. 1 hat bei Mannschaftssportarten oder bei Sport-
arten, bei deren sportartspezifischer Ausübung es zu
Körperkontakt kommt, dem § 9 Abs. 4 zu entspre-
chen. Für Individualsportarten hat das CO-
VID-19-Präventionskonzept insbesondere zu enthal-
ten:

1. Vorgaben zur Schulung der teilnehmenden
Sportler, Betreuer und Trainer in Hygiene, Verpflich-
tung zum Führen von Aufzeichnungen zum Gesund-
heitszustand,

2. Verhaltensregeln von Sportlern, Betreuern und
Trainern außerhalb der Trainings- und Wettkampfzei-
ten,

3. Gesundheitschecks vor jeder Trainingseinheit
und jedem Wettkampf,

4. Regelungen zur Steuerung der Ströme der teil-
nehmenden Sportler, Betreuer und Trainer,

5. Regelungen betreffend die Nutzung sanitärer
Einrichtungen,

6. Hygiene- und Reinigungsplan für Infrastruktur
und Material,

7. Nachvollziehbarkeit von Kontakten im Rahmen
von Trainingseinheiten und Wettkämpfen,

8. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer
SARS-CoV-2-Infektion.

(3) Durch ärztliche Betreuung und durch CO-
VID-19-Testungen der Sportler, Betreuer und Trainer
ist darauf hinzuwirken, dass das Infektionsrisiko mini-
miert wird. Für Betreuer, Trainer und sonstige Perso-
nen, die zur Durchführung der Veranstaltung erforder-
lich sind, gilt zudem § 6 sinngemäß, für die Sportler
§ 9 sinngemäß.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 13 entfällt)

Betreten
§ 14. Als Betreten im Sinne dieser Verordnung gilt

auch das Verweilen (§ 1 Abs. 2 des COVID-19-Maß-
nahmengesetzes [COVID-19-MG], BGBl. I Nr. 12/
2020).

Fassung ab 07.12.2020
(§ 14 entfällt)

Ausnahmen

§ 15. (1) Diese Verordnung gilt nicht für

1. Elementare Bildungseinrichtungen, Schulen ge-
mäß dem Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/
1962, Art. V Z 2 der 5. SchOG-Novelle, BGBl.
Nr. 323/1975, und dem Privatschulgesetz, BGBl.
Nr. 244/1962, land- und forstwirtschaftliche Schulen,
die regelmäßige Nutzung von Sportstätten im Rahmen
des Regelunterrichts und Einrichtungen zur außer-
schulischen Kinderbetreuung,

2. Universitäten gemäß dem Universitätsge-
setz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, und dem Privatuni-
versitätengesetz, BGBl. I Nr. 74/2011, Fachhochschu-
len gemäß dem Fachhochschul-Studiengesetz, BGBl.
Nr. 340/1993, und Pädagogische Hochschulen gemäß
dem Hochschulgesetz 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, ein-
schließlich der Bibliotheken dieser Einrichtungen,

3. Tätigkeiten im Wirkungsbereich der Organe der
Gesetzgebung und Vollziehung mit Ausnahme des
Parteienverkehrs in Verwaltungsbehörden und Ver-
waltungsgerichten, sofern keine anderslautenden Re-
gelungen im Bereich der Hausordnung bestehen.

(2) Betretungsverbote sowie Bedingungen und Auf-
lagen nach dieser Verordnung gelten nicht

1. zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für
Leib, Leben und Eigentum oder

2. zur Wahrnehmung der Aufsicht über minderjäh-
rige Kinder.
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(3) Die Pflicht zum Tragen einer den Mund- und Na-
senbereich abdeckenden und eng anliegenden mecha-
nischen Schutzvorrichtung gilt nicht

1. für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebens-
jahr,

2. für Personen, denen dies aus gesundheitlichen
Gründen nicht zugemutet werden kann. Diesfalls darf
auch eine nicht eng anliegende, aber den Mund- und
Nasenbereich vollständig abdeckende mechanische
Schutzvorrichtung getragen werden. Eine vollständige
Abdeckung liegt vor, wenn die nicht eng anliegende
Schutzvorrichtung bis zu den Ohren und deutlich un-
ter das Kinn reicht. Sofern den Personen auch dies
aus gesundheitlichen Gründen nicht zugemutet wer-
den kann, gilt die Pflicht zum Tragen einer den Mund-
und Nasenbereich abdeckenden mechanischen
Schutzvorrichtung nicht, und

3. während der Konsumation von Speisen und Ge-
tränken.

(4) Die Pflicht zur Einhaltung des Mindestabstandes
nach dieser Verordnung gilt nicht

1. sofern zwischen den Personen geeignete Schutz-
vorrichtungen zur räumlichen Trennung vorhanden
sind,

2. innerhalb des geschlossenen Klassen- oder
Gruppenverbands von Einrichtungen gemäß Abs. 1
Z 1,

3. zwischen Menschen mit Behinderungen und de-
ren Begleitpersonen, die persönliche Assistenz- oder
Betreuungsleistungen erbringen,

4. wenn dies die Vornahme religiöser Handlungen
erfordert,

5. in Luftfahrzeugen, die als Massenbeförderungs-
mittel gelten,

6. unter Wasser,

7. bei der Ausübung von Sport für erforderliche Si-
cherungs- und Hilfeleistungen,

8. zwischen Personen, die zeitweise gemeinsam in
einem Haushalt leben und

9. zur Betreuung und Hilfeleistung von unterstüt-
zungsbedürftigen Personen.

(5) Die Pflicht zur Einhaltung des Abstandes gemäß
§ 5 Abs. 6 Z 2 gilt nicht, wenn dies zur Ausübung
der Verwaltungstätigkeit in Ausübung des Parteien-
verkehrs erforderlich ist.

(6) § 10 Abs. 3 gilt nicht für Bewohner, denen es
aus gesundheitlichen oder behinderungsspezifischen
Gründen, insbesondere wegen dementieller Beein-
trächtigung, nicht zugemutet werden kann, die Vorga-
ben einzuhalten.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 15 entfällt)

Glaubhaftmachung

§ 16. (1) Das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß
§ 1, § 4 Abs. 3, § 12 und § 15 ist auf Verlangen gegen-
über

1. Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes,

2. Behörden und Verwaltungsgerichten bei Partei-
enverkehr und Amtshandlungen sowie

3. Inhabern einer Betriebsstätte oder eines Arbeits-
ortes sowie Betreibern eines Verkehrsmittels zur
Wahrnehmung ihrer Pflicht gemäß § 8 Abs. 4 CO-
VID-19-MG,

glaubhaft zu machen.

(2) Der Ausnahmegrund des § 15 Abs. 3, wonach
aus gesundheitlichen Gründen das Tragen einer den
Mund- und Nasenbereich abdeckenden mechanischen
Schutzvorrichtung nicht zugemutet werden kann, ist
durch eine von einem in Österreich zur selbststän-
digen Berufsausübung berechtigten Arzt ausgestellte
Bestätigung nachzuweisen.

(3) Wurde das Vorliegen eines Ausnahmegrundes
gemäß Abs. 1 Z 3 glaubhaft gemacht, ist der Inhaber
der Betriebsstätte oder des Arbeitsortes sowie der Be-
treiber eines Verkehrsmittels seiner Pflicht gemäß § 8
Abs. 4 des COVID-19-MG nachgekommen.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 16 entfällt)

Grundsätze bei der Mitwirkung nach § 6 CO-
VID-19-MG und § 28a EpiG

§ 17. Im Rahmen der Mitwirkung nach § 6 CO-
VID-19-MG und § 28a EpiG haben die Organe des öf-
fentlichen Sicherheitsdienstes von Maßnahmen gegen
Personen, die gegen eine Verhaltens- oder Unterlas-
sungspflicht nach dieser Verordnung verstoßen, abzu-
sehen, wenn der gesetzmäßige Zustand durch gelinde-
re Mittel hergestellt werden kann oder diese Maßnah-
men nicht verhältnismäßig wären. Die Entscheidung,
ob von einer Maßnahme gemäß dem ersten Satz ab-
zusehen ist, ist auf Grundlage der epidemiologische
Gefahrensituation im Zusammenhang mit COVID-19,
insbesondere anhand von den örtlich zuständigen Ge-
sundheitsbehörden zur Verfügung gestellten Informa-
tionen, zu treffen.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 17 entfällt)

ArbeitnehmerInnenschutz und Bundesbedienste-
tenschutz

§ 18. Durch diese Verordnung werden das Arbeit-
nehmerInnenschutzgesetz, BGBl. Nr. 450/1994, und
das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz, BGBl. I
Nr. 70/1999, nicht berührt.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 18 entfällt)
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Inkrafttreten

§ 19. (1) Diese Verordnung tritt mit 17. November
2020 in Kraft und mit Ablauf des 6. Dezember 2020
außer Kraft.

(2) § 1 und § 12 treten mit Ablauf des 26. November
2020 außer Kraft.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die
COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung, BGBl. II
Nr. 463/2020, außer Kraft. Die COVID-19-Maßnah-
menverordnung, BGBl. II Nr. 197/2020, tritt nicht
wieder in Kraft.

Fassung ab 07.12.2020
(§ 19 entfällt)
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